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tusgemeinde für durch das Auftreten der Todtenbruderſchaft veranlaßte 
Schädigungen. 
Das Schlingenlegen zum Fangen von Wild in ſremdem Jagdgebiete, um ſich ohne 
Einwilligung des Jagdinhabers dasſelbe zuzueignen, ſtellt fich als eine zur 
wirklichen Wildentziehung und demzufolge im Hinblick auf 8 171 St. G. 
zur wirklichen Ausübung des Diebſtahles führende Handlung dar, welche 


demnach, wenn die Vollbringung nur wegen eines der in dem 88 St. G. B 
bezeichneten Umſtände unterblieben iſt, den Verſuch des Diebſtahls begründet 


Die Frage über die Geſetzlichkeit der Einhebung einer Wegmauth von Seite einer 
Gemeinde unterliegt der Entſcheidung der politiſchen Behörden und kann 


venirte, erlegt. 

Die Erben des Salomon R. ſtellten bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in K. das Anſuchen, daß bei dem Umſtande, als Salomon R. 
vor ſeinem Tode für die Beerdigung bloß 25 fl., ſodann für die 
jüdiſchen Armen 10 fl. und für die chriſtlichen Armen 4 fl. beſtimmt 
hat, während ihnen der Erlag von 130 fl. ö. W. aufgezwungen 
wurde, die Cultusgemeinde verhalten werde, den darauf noch gezahlten 
Betrag von 91 fl. 6. W. zurückzuſtellen. 

Nachdem die Staatsanwaltſchaft in dem Vorgange keinen Grund 
zur Einleitung einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung geſunden hatte, wurde 
von der Bezirkshauptmannſchaft unterm 26. November 1874 entſchieden: 

„Nachdem nach der Gubernialverordnung vom 18. September 


durch Verweigerung der Zahlung der Mauthgebühr auf den Rechtsweg 1827, 3. 47.346 die Todtenbruderſchaſten in den iſraelitiſchen Cultus⸗ 


nicht übertragen werden. 
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Verordnungen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 

Iſraelitiſche Todtenbruderſchaften. Haftung des Vorſtehers der 

ifraelitiſchen Eultusgemeinde für durch das Auftreten der Todten⸗ 
bruderſchaft veranlaßte Schädigungen. 


Am 11. Mai 1874 iſt in S. der dortige Stadtarzt Salomon R., 
iſraelitiſchen Glaubensbekenntniſſes, geſtorben. Die in S. dazumal noch 
zuwider der Gubernial⸗Verordnung vom 18. September 1827, 
3. 47.346 (Pr. Gef. S. Seite 382) beſtandene jüdiſche an 
ſchaft verlangte für die Beerdigung des R. von der Witwe 250 fl. 
Die Erben des R. wollten ſich zur Zahlung dieſes Betrages nicht 
herbeilaſſen, in Folge deſſen von dieſer Bruderſchaft die Beerdigung der 
Leiche auf dem iſraelitiſchen Friedhofe verweigert wurde. Da R. an 
der Waſſerſucht verſtorben war und die Leiche einen geſundheitsſchäd⸗ 
lichen Geſtank verbreitete, wandte ſich das S . . ber Bezirksgericht an 
den dortigen Gemeindevorſteher wegen ex officio-Vornahme der Beerdi⸗ 
gung. Als der Gemeindevorſteher die Leiche in den Sarg legen ließ 
und Anſtalten wegen der Beerdigung auf dem allgemeinen chriſtlichen 
Friedhofe traf, hat ſich die Familie des Salomon R., um etwaigen 
tumultuariſchen Auftritten vorzubeugen, herbeigelaſſen, der Todten⸗ 
bruderſchaft 130 fl. zu zahlen, worauf die Beerdigung der Leiche auf 
dem jüdiſchen Friedhofe erfolgte. 

Der obige Betrag pr. 130 fl. wurde dem Mitgliede der Todten⸗ 


— Veerdigung des R. 


gemeinden aufgelöst und die Beerdigung der Juden⸗Leichen der Auf⸗ 
ſicht der Cultusgemeindevorſteher anvertraut und denſelben ſtrenge ver⸗ 
boten wurde, für die Beerdigung der Leichen irgend welche Gebühren 
einzuheben; nachdem ferner die S . . .er iſraelitiſche Cultusgemeinde 
ein eigenes beſtätigtes Statut nicht beſitzt, der Cultusvorſteher Leib G. 
von der beabſichtigten Erprefſung eines bedeutenden Betrages für die 
genaue Kenntniß hatte, dieſem Mißbrauche 
aber nicht vorbeugte, — wird die iſraelitiſche Cultusgemeinde⸗ 
vorſtehung in S. auf Grund der bezogenen Gubernialverordnung 
wegen Vernachläſſigung ihrer Pflichten zu einer Geldſtrafe von 25 fl. 
verurtheilt. Gleichzeitig wird erkannt, daß die iſraelitiſche Cultus⸗ 
gemeinde in S., welche für die Handlungen ihrer Vorſtehung ver⸗ 
antwortlich iſt, verpflichtet ſei, von der durch Abraham H. für die 
Beerdigung des Salomon R. ungebührlich eingehobenen Summe von 
130 fl. ö. W. nach Abſchlag der von Salomon R. beſtimmten 
Beerdigungskoſten im Betrage von 25 fl., den Betrag von 10 fl. zu 
Gunſten der iſraelitiſchen, und jenen von 4 fl. zu Gunſten der chriſt⸗ 
lichen Ortsarmen zu Handen des Gemeindevorſtehers binnen 14 Tagen 
zu erlegen, den Reſt hingegen von 91 fl., als ungebührlich ein⸗ 
gehoben der Witwe des Salomon R. binnen der obigen Friſt zurück⸗ 
zuſtellen, wobei der Cultusgemeinde das Recht des Regreſſes im Rechts⸗ 


| wege gegen jene Perſonen, welche den Schaden verurjachten, belaffen wird.“ 


In Folge Recurſes des S . . .er Cultusgemeinde⸗Vorſtandes hat 
die Bezirkshauptmannſchaft über Auftrag der Statthalterei noch Nach⸗ 
tragserhebungen gepflogen, auf Grund welcher die Statthalterei mit 
Entſcheidung vom 22. Juli 1876 dem Recurſe des Leib G. gegen das 
Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft ddo. 26. November 1874, mit 
der Modification keine Folge gegeben, „daß die Strafe ausſchließlich 
der Cultusgem eindevorſteher Leib G. zu tragen habe, weil die durchge⸗ 
führte Erhebung dargethan hat, daß der zweite Cultusgemeindevorſteher, 
damals von S. abweſend war, derſelbe ſonach für die während ſeiner 
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Abweſenheit und ohne ſein Wiſſen verübten ſtrafbaren Handlungen nicht | Schlinge gelegt hat. Seine hiegegen angebrachte Berufung führte zu dem 
verantwortlich gemacht werden kann. Zum Erſatze der im Erkenntniſſe Erfolge, daß ihn das k. k. Kreisgericht zu Leitmeritz mit Erkenntniß 
der Bezirkshauptmannſchaft ſpeciſieirten Beträge iſt gleichfalls die Vor⸗ vom 6. October 1876, 3. 467 freiſprach. Es ging hiebei von der 
ſtehung der Cultusgemeinde und beziehungsweiſe Leib G. beizuziehen Erwägung aus, daß das Schlingenlegen an und für ſich eine durch die 
und nicht die Cultusgemeinde als ſolche, weil im Sinne des § 19 des politiſche Behörde zu ſtrafende Uebertretung darſtelle, diesbezüglich der 
Patentes vom 7. Mai 1789, der Vorſtand nach auswärts legaler Miniſterialerlaß vom 15. December 1852, Z. 5681 im nied. öſterr. 
Vertreter der Cultusgemeinde und für die Handlungen ihrer Mitglieder L. G. Bl. auf die wiederholten Verbote und Anordnungen hinweiſe, 
verantwortlich iſt, wobei ſich von ſelbſt verſteht, daß ihm das Regreß⸗ und auch das Jagdgeſetz für Böhmen vom 1. Juni 1866, in den 
recht im Rechtswege gegen jene Mitglieder der Gemeinde, welche den | SS 36, 42 und 43 die Beſtrafung des Schlingenlegens der politiſchen 
Schaden verübt haben, zuſtehe. Die anläßlich der Nachtragserhebung Behörde übertragen habe. Demgemäß wurde denn auch dem k. k. Be⸗ 
erwachſenen Commiſſionskoſten im Betrage von 10 fl. hat die als ſchuldig; zirksgerichte zu Libochowitz verordnet, die Acten an die politiſche Be— 
erkannte Partei zu erſetzen.“ hörde abzutreten. Mit der Prüfung dieſes von der k. k. Generalprocu⸗ 
Gleichzeitig wurde die Bezirkshauptmannſchaft beauftragt gegen ratur mittelſt einer Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes 

die vorſchriftswidrig beſtehende Todtenbruderſchaft in S. ſtrengſtens das | angefochtenen Erkenntniſſes war der Caſſationshof unter dem Vorſitze 
Amt zu handeln. des Senatspräſidenten Ritter von Krenn in der öffentlichen Sitzung 
Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung überreichte der iſraelitiſche vom 7. Februar 1877 befaßt, wobei die Beſchwerde vom Generalad⸗ 

Cultusgemeindevorſtand G. den Miniſterialrecurs, in welchem er mit vocaten Cramer nachſtehend vertreten wurde: 

Berufung auf die 88 19 und 21 des Patentes vom 7. Mai 1789 „Daß die Merkmale eines Diebſtahlsverſuches im Sinne der 88 8, 
und das Patent vom 26. Juli 1793, 3. 18994 geltend machte, daß 171 und 460 St. G. B. auf die zur Anklage gebrachte That zutreffen, 
es zwar die Pflicht des Gemeindevorſtandes ſei, die Gemeinde kann nicht controvers erſcheinen. Aeußert ſich doch in dem in diebiſcher 
zu vertreten und ſich aller Gelderpreſſungen zu enthalten, ander⸗ Abſicht erfolgten Legen von Wildſchlingen eine Thätigkeit, welche den 
ſeits dürfe jedoch von der Gemeinde ohne Vorwiſſen des Vor⸗ Beginn der wirklichen Ausführung des Diebſtahls ſchon in ſich aufnahm 
ſtandes nichts vorgenommen werden; wenn alſo der Vorſteher die — aus dem Stadium bloßer Vorbereitung ſonach bereits herausgetre⸗ 
Gemeinde zu vertreten hat, fo fei dieſe verpflichtet, ihn von einzelnen ten iſt. Der Subſumtionszweifel, der ſich bei der Berufungsinſtanz ergab, 
Vorfällen zu benachrichtigen und feine Entſcheidung einzuholen und nur datirt auch nur von der Wahrnehmung, daß particularrechtliche Beſtim⸗ 
in dieſem Maße könne der Gemeindevorſteher, weun er etwaigen Miß⸗ mungen beſtehen, welche, aus einer dem St. G. B. nachfolgenden Zeit 
bräuchen keinen Einhalt thut, zunächſt perſön lich zur Verantwortung herrührend, die Ahndung des Schlingenlegens im fremden Reviere der 
und Erſatzleiftung gezogen werden. Dieſe Bedingungen ſeien im vor⸗ politiſchen Behörde überweiſen. Es kann hier unerörtert bleiben, ob 
liegenden Falle nicht eingetroffen, da ohne ſein Vor wiſſen bei derlei Beſtimmungen ihrem Weſen nach überhaupt berufen und geeig⸗ 
der Beerdigung des Salomon R. Mißbräuche ſeitens der Judenſchaft net ſeien, den Vorſchriften eines für ganz Oeſterreich verbindlichen Ge⸗ 
verübt wurden. ar 2 ſetzes zu derogiren. Denn ſchon ein ganz oberflächliches Beſehen verräth, 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 18. Jänner 1877 daß die Berufungsinſtanz in einer ganz irrigen Auffaſſung derſelben 

3. 14648 ex 1876, im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für befangen war. Zunächſt muß auffallen, wienach der Miniſterialerlaß 
Cultus und Unterricht in folgender Weiſe entſchieden: vom 15. December 1852, Z. 5681 (L. G. Bl. für Niederöſterreich 
„Mit der Statthalterei⸗Entſcheidung vom 22. Juli 1876, wurde Nr. 473) unter die Belege für die politiſche Competenz überhaupt ein⸗ 

Leib G., Vorſteher der iſraelitiſchen Cultusgemeinde in S., in theil⸗ gereiht werden konnte. Nicht dieſer Erlaß, der im 8 23 das Fangen 
weiſer Abänderung des Erkenntniſſes der k. k. Bezirkshauptmannſchaft! des fremden Wildes ausdrücklich als Diebſtahl erklärt, ſondern der Mini⸗ 
in K. vom 26. November 1874, anläßlich der Einhebung eines Geld⸗ ſterialerlaß vom 15. Mai 1853, Z. 2827 (L G. Bl. für Nieder⸗ 
betrages von 130 fl. ö. W. für die Beerdigung des Salomon R. durch öſterreich, 2. Abth. Nr. 163) gedenkt des wiederholten Verbotes des 
die in S. illegal beſtandene jüdiſche Todtenbruderſchaft — wegen Ver⸗ Schlingenlegens. Aber auch hier wird die Beſtrafung des Schlingen⸗ 
nachläſſigung ſeiner Pflichten zu einer Geldſtrafe von 25 fl. und zum legens der politiſchen Behörde nur für den Fall übertragen, wenn die 
Erſatze der Commiſſionskoſten im Betrage von 10 fl., ferner zum Er⸗ ſtrafgerichtliche Amtshandlung nicht platzgreifen ſollte. Was endlich das 
ſatze des Geldbetrages von 105 fl. ö. W., welcher nach Abſchlag der für die vorliegende Strafſache zunächſt relevante Jagdgeſetz für Böhmen 
von Salomon R. teſtamentariſch beſtimmten Beerdigungskoſten von 25 fl. vom 1. Juni 1866 (Nr. 49 L. G. Bl.) anbelangt, ſo iſt es zwar 
vom obigen von der Todtenbruderſchaft eingehobenen Betrage erübrigt, richtig, daß der S 36 das Abfangen des Wildes mittelſt Schlingen ver⸗ 
verurtheilt. bietet, daß der $ 42 dieſes Abfangen mit einer Geldſtrafe bedroht und 
Dem gegen dieſe Entſcheidung von Leib G. überreichten Recurſe daß der § 43 die politiſche Behörde zur Verhängung dieſer Strafe 

wird keine Folge gegeben, weil die Verurtheilung des Leib G. in den beruft. Allein den Eingangsworten des § 42 zufolge iſt die Geldſtrafe 
Beſtimmungen der Gubernialverordnung vom 18. September 1827, ohne Rückſicht auf die nach anderen Geſetzen begründete Strafbarkeit der 
Z. 47346 und insbeſondere in den Punkten 2 und 4 dieſer Gubernial- Handlung aufzuerlegen; fie foll und kann demnach die allfällige Beſtra⸗ 
Verordnung gegründet iſt. Zugleich wird bemerkt, daß im Sinne des fung nach anderen Geſetzen nicht verdrängen, ſie ſoll vielmehr nur durch 
letzten Abſatzes des Punktes 4 der Gubernial-Verordnung vom 18. dieſelbe unbehindert und von ihr unabhängig ausgeſprochen und voll⸗ 
September 1827, 3. 47546 gegen diejenigen Individuen, welche ſich zogen werden. In dem Punkte alſo, welcher den Joſeph V. von der 
Erpreſſungen gegen die Erben des Salomon R. zu Schulden kommen Anklage wegen verſuchten Diebſtahls freiſpricht, erweist ſich das ange⸗ 

ließen, die Amtshandlung hätte ſogleich eingeleitet werden ſollen.“ fochtene Erkennkniß offenbar als Geſetzesverletzung.“ 


Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Caſſationshof fand mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 7. Februar 1877, Z. 13083 ex 1876, zu Recht zu 
erkennen: 


Es werde der von der k. k. Generalprocuratur wider das Urtheil 
Das Schlingenlegen zum Fangen von Wild in fremdem Jagdge⸗ des k. k. Kreisgerichtes in Leitmeritz als Berufungsinſtanz vom 6. Octo⸗ 
biete, um ſich ohne Einwilligung des Jagdinhabers dasſelbe zuzu⸗ ber 1876, Z. 467 eingebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung 


eignen, ſtellt ſich als eine zur wirklichen Wildentziehung und 5 ae 
demzufolge im Hinblick auf 8 11 St. G. zur wirklichen Aus⸗ des Geſetzes ſtattgegeben und daher ausgeſprochen: Das k. k. Kreisge⸗ 


übung des Die f FR dlung dar, welche demnach, richt in Leitmeritz habe durch das obige Erkenntniß das Geſetz verletzt, 

wenn u uu ie de in dein § 8 = jedoch hat es nach $ 292 St. P. O. bei der Aufhebung des erſtrichter⸗ 

G. B. bezeichneten Umftände unterblieben iſt, den Verſuch des lichen Urtheils und der angeordneten Abtretung der Acten an die poli⸗ 
Diebſtahls begründet. tiſche Behörde zu verbleiben. — Gründe: 

Joſeph V. war mit Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes zu Libo⸗ Die vom Kreisgerichte berufene, bloß für Niederöſterreich erlaffene 
chowitz vom 17. Juni 1876, 8. 777 St. der Uebertretung des ver⸗ Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, 3. 5681 (Nr. 473 nied. 
ſuchten Diebſtahls ſchuldig erkannt worden, weil er, um fich fremdes öſterr. L. G. Bl) erklärt im § 23 das Fangen fremden Wildes aus⸗ 
Wild zuzueignen, im Jagdgebiete der Domäne Libochowitz eine Haſen⸗ drücklich als „Diebſtahl“, und der Miniſterialerlaß vom 15. Mai 
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1853, 3. 2827 (Nr. 163 nied. öſterr. L. G. Bl.) erinnert an das 
wiederholte Verbot des Schlingenlegens, und die Uebertretung dieſes 
Verbotes wird der Beſtrafung durch die politiſche Behörde ausdrücklich 
nur für den Fall zugewieſen, wenn nicht die ſtrafgerichtliche Amts⸗ 
handlung wegen Wilddiebſtahls eintritt. Nicht minder bedroht das Jagd⸗ 
gefeß für Böhmen vom 1. Juni 1866 Nr. 49 L. G. Bl. im § 42 
das Abfangen des Wildes mittelſt Schlingen allerdings mit einer von 
der politiſchen Behörde zu verhängenden Geldſtrafe, jedoch — wie es 
der Eingang dieſer Geſetzesſtelle betont — ohne Rückſicht auf die Straf⸗ 
barkeit der Handlung nach anderen Geſetzen. Auch durch dieſes Geſetz 
iſt alſo in Betreff des Schlingenlegens die ſtrafgerichtliche Amtshand⸗ 
lung nicht ausgeſchloſſen worden, weil das allgemeine Strafgeſetz durch 
ein Landesgeſetz nicht abgeändert werden kann. Das Schlingenlegen zum 
Faugen von Wild im fremdem Jagdgebiete, um ſich ohne Einwilligung 
des Jagdinhabers dasſelbe zuzueignen, ſtellt ſich aber als eine zur 
wirklichen Wildentziehung und demzufolge im Hinblick auf $ 171 St. 
G. zur wirklichen Ausübung des Diebſtahls führende Handlung dar, 
welche demnach, wenn die Vollbringung nur wegen eines der in dem 
8 8 St. G. bezeichneten Umſtände unterblieben iſt, den Verſuch des 
Diebſtahls begründet. Es hat ſohin das Gericht erſter Inſtanz auf die 
nach feiner richterlichen Ueberzeugung dem Joſeph V. zur Laſt fallende 
Handlung ganz richtig die Beſtimmung der §88 8, 171, 460 St G. 
angewendet, das Kreisgericht demnach dadurch, daß es auf Berufung 
des Verurtheilten das erſtrichterliche Urtheil aus dem vorangeführten 
Grunde als nichtig aufgehoben und die Abtretung der Acten an die 
politiſche Behörde verordnet hat, das Geſetz verletzt. Der von der k. k. 
Generalprocuratur gegen das Erkenntniß des Berufungsgerichtes in 
Gemäßheit der 88 33 und 292 St. P. O. zur Wahrung des Geſetzes 
erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde war daher ſtattzugeben und wie oben 
zu erkennen. 


Die Frage über die Geſetzlichkeit der Einhebung einer Weg⸗ 

mauth von Seite einer Gemeinde unterliegt der Entſcheidung der 

politiſchen Behörden und kann durch Verweigerung der Zahlung 
der Mauthgebühr auf den Rechtsweg nicht übertragen werden. 

In der von Johann N., Wegmauthunteruehmer in S., gegen 
Franz H. überreichten Klage wurde das Begehren geſtellt zu Recht zu er⸗ 
kennen: „Der Geklagte ſei ſchuldig, dem Kläger für 609 zweiſpännige 
Hin⸗ und Rückfuhren am Mauthſchranken von S. zu je 30 kr., zu⸗ 
ſammen den Betrag von 182 fl. 70 zu bezahlen“ 

Nachdem ſeitens des Geklagten, welcher das Recht des Klägers 
zur Einhebung einer Mauthgebühr überhaupt beſtritt, in Abrede geſtellt 
wurde, daß er dieſen Mauthſchranken durch ſo viele Male paſſirt habe, 
hat das k. k. B. G. Meran mit dem Urtheile vom 24. October 
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1872. Wenn ſie daher auch in dieſer Zwiſchenzeit Mauthgebühren ein⸗ 
gehoben hat, ſo that ſie es ohne Rechtsgrund und kann denjenigen, 
der die Zahlung verweigert, dazu nicht verhalten. Von einer Erſitzung 
des Bezugrechtes der Mauth kann aber keine Rede ſein, weil Regalien 
durch Erſitzung nicht erworben werden können ($ 1456 a. b. G. B) 
und weil Kläger nicht einmal behauptet, daß die Mauthgebühr vom Ge⸗ 
klagten, um den allein es ſich vorliegend handelt, durch die zur Erſitzung 
erforderliche Zeit ununterbrochen eingehoben worden ſei. Zudem vermochte 
der Kläger auch keinen von der zuſtändigen Behörde genehmigten Tarif, 
in welchem der geforderte Betrag von 30 kr. für die zweiſpännige 
Fuhr enthalten wäre, vorzuweiſen uud es kann durchaus nicht angehen, 
einen ſolchen durch Zeugen zu erweiſen, indem dieſe wohl anzugeben 
in der Lage ſind, was von ihnen und Anderen jeweilig bezahlt wurde, 
nicht aber auch, daß der geſorderte und bezahlte Betrag von der 
competenten Behörde feſtgeſetzt und genehmigt wurde. Das Klagebe⸗ 
gehren erſcheint ſomit nach allen Richtungen haltlos.“ 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hat aber mit Entſcheidung vom 
9. Juni 1875, 8. 5178, dem Reviſionsbegehren des Klägers 
willfahrend, mit Abänderung der obergerichtlichen Entſcheidung jene der 
erſten Inſtanz aufrecht zu erhalten befunden. — Gründe: 
„Wenn der mit der Einnahme der Mauthgebühr zu M. mit 
dem Dectrete des k. k. Bezirksamtes in P. vom 29. Auguſt 1864 
betraute Kläger, deſſen Legitimation zur Anſtrengung der gegenwärtigen 
Klage von Seite des Gegners nicht beanſtändet wurde, ſtatt von Fall 
zu Fall, wie ihm bei einer Zahlungsverweigerung des den Mauth⸗ 
ſchranken paſſirenden Mauthpflichtigen zugeſtanden wäre, die politiſche 
Execution anzurufen, durch einen Zeitraum von mehr als 4 Jahren dem 
Geklagten feine Mauthſchuldigkeit ſtundete und den Eivilrichter anging, fo 
würde Letzterer ſeine Befugniſſe überſchreiten, wenn er, wie dies das k. k. 
O. L. G. in ſeiner mit der Reviſionsbeſchwerde angefochtenen Entſcheidung 
that, Fragen der richterlichen Judicatur unterzöge, deren Löſung den politi⸗ 
ſchen Behörden vorbehalten iſt. Wie dies durch eine Reihe von Geſetzen 
und zwar in letzter Zeit durch die im Landesgeſetzblatte für Tirol ver⸗ 
öffentlichte Verordnung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 27. März 
1866, 8. 42, und dann durch das tiroliſche Landesgeſetz vom 21. 
Februar 1870, Nr. 16, beſtimmt iſt, ſteht die Bewilligung zur 
Straßen⸗ und Brückenbemauthung und die Verlängerung von ſolchen 
Bewilligungen und ſomit auch die Beſtimmung über die Art der Auf⸗ 
ſtellung der Wegſchranken ausſchließlich der Staatsverwaltung zu und 
wer ſich daher über die Einhebung einer Wegmauth von Seite einer 
Gemeinde beſchwert erachtet, dem ſteht es frei, ſich im ordentlichen 
Inſtanzenzuge an die politiſche Behörde um Abhilfe zu wenden, er 
kann aber die Frage über die Geſetzlichkeit einer ſolchen Behebung 
nicht durch Verweigerung der Zahlung auf den Rechtsweg übertragen. 
Der thatſächliche Umſtand, der hier in erſter Linie entſcheidend iſt, 


1874, 3. 5836, dem Klagebegehren bedingt nur für den Fall ſtatt⸗ daß die Gemeinde P. in M. einen Mauthſchranken hielt, den fie 
gegeben, wenn der Kläger den ihm zurückgeſchobenen Haupteid über ı dann in Folge einer Ueberſchwemmung nach S. verlegte, wurde gar 
den Umſtand ablegt, daß der Geklagte den Wegmauthſchranken zu S. nicht beſtritten und es ergibt ſich aus dem angeführten Beſtellungs⸗ 
in der Zeit vom 12. Nov. 1868 bis 24. April 1872 mit 609 decrete des Klägers als Wegeinnehmers und der in ſeiner Echthen 


habe, weil über die Anzahl der zweiſpännigen Hin- und Rückfuhren 
auf dem Per Wege der zugelaſſene Haupteid den Beweis liefern wird, 
der Umſtand aber, daß der Mauthſchranken ſchon über die Verjährungs⸗ 
zeit hinaus beſteht, und für zweiſpännige Hin⸗ und Herfuhren 30 kr. 
ö. W. zu entrichten find, durch den klägeriſchen Zeugenbeweis glänzend 
erprobt wurde. 

Ueber Appellation des Geklagten hat aber das k. k. O. L. G. 
in Innsbruck mit Entſcheidung vom 24. März 1875, 8. 6386, das 
erſtrichterliche Urtheil abgeändert und den Kläger mit ſeinem Begehren 
unbedingt abgewieſen. — Gründe: 

„Wenn auch der Kläger als Bevollmächtigter der Gerichtsge⸗ 
meinde des Per Thales erſcheint, jo kann feinem Klagebegehren 
dennoch keine Folge gegeben werden, weil die vollmachtgebende Ge⸗ 
meinde zur Einhebung der fraglichen Mauth, ſei es in M., ſei es in 
S. und ſohin auch zur Ausſtellung der Vollmacht kein Recht hatte. 
Denn die Mauth iſt eine Art von Zoll, den nur der Staat oder mit 
deſſen Bewilligung dritte Perſonen zu erheben befugt find. Nun hat 
aber die Gerichtsgemeinde P. laut Beilage E nur für die Zeit vom 
15. October 1782 bis 15. October 1785 und vom April 1872 an 
für 5 Jahre die Ermächtigung zur Behebung der Mauth ausgewieſen, 
nicht aber auch für die Zwiſchenzeit vom 15. October 1785 bis April 


zweiſpännigen Fuhren auf dem Wege gegen P. und zurück überſchritten 


nicht widerſprochenen Deerete des k. k. Bezirkshauptmannes in Merait 
vom 6. October 1868, womit die Verlegung des Zollſchrankens von 
M. nach S. bewilligt wurde, daß mit Genehmigung der der Gemeinde 
unmittelbar vorgeſetzten politiſchen Behörde die Mautheinhebung er⸗ 
ſolgte und es verliert daher der Widerſpruch reſp. die Behauptung des 
Geklagten, daß der Termin, für welchen die Errichtung des Mauth⸗ 
ſchrankens der Gemeinde bewilligt wurde, abgelaufen, ohne daß eine 
Verlängerung ertheilt worden ſei, hier keine Beachtung. Aber auch der 
Umſtand, daß der Tarif für eine zweiſpännige Fuhr tour und retour 
30 kr. betrug, muß, nachdem die klägeriſche Behauptung, daß das 
Mauthhaus ihm in M. Anfangs October 1868 ſammt der Aus⸗ 
ſertigung des Tarifes weggeſchwemmt worden iſt, nicht widerſprochen 
wurde, durch den abgeführten Zeugenbeweis als hergeſtellt betrachtet 
werden und es war daher der Ausgang der Streitſache lediglich von 
dem Beweiſe abhängig zu machen, daß der Geklagte mit der in der 
Klage angeſührten Zahl Fuhren den Mauthſchranken überſchritt, worüber 
mit Recht die erſte Inſtanz den rückgeſchobenen Haupteid zuließ.“ 
Ger. H. 


Notiz. 


(Politiſche Forſttechniker.) Das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium hat 
innerhalb der letzten 5 Jahre, d. i. von 1870—75 auf Grund der von Seite 
der Landes⸗Cultur⸗Commiſſionen abgegebenen Gutachten in den unten angeführten 
Provinzen mehrere politiſche Forſtbeamtenſtellen unter folgenden Titeln aufge⸗ 
ſtellt: Forſtinſpectoren in der 8., falls fie Forſträthe find, in der 7. Rangsclaſſe, 
Forfteommiffäre in der 9. und Forſtadjuncten in der 10. Rangsclaſſe. Die Forſt⸗ 
inſpectoren haben ihren Amtsſitz bei der politiſchen Landesſtelle (Statthalterei oder 
Landesregierung) die Forſteommiſſäre und Forſtadjuncten haben in Tirol, 
Vorarlberg, Steiermark, Kärnten, Dalmatien und Küſtenland beſtimmte Gebiete 
und ſodann den Amtsſitz in einem Bezirke reſp. bei einer Bezirkshauptmannſchaft 
zugewieſen; in den übrigen Ländern ſtehen dieſelben bei der politiſchen Landes⸗ 
ſtelle in Verwendung, von welcher ſie nach Bedarf auf kürzere oder längere Zeit 
in auswärtige Bezirke exponirt werden können. Die Beſtimmungen (Inſtructionen) 
über die Stellung und den Wirkungskreis der Forſtpolizei⸗Organe ſind in den 
einzelnen Ländern mit unbedeutenden, durch die Landesverhältniſſe gebotenen 
Abweichungen übereinſtimmend. Der Wirkungskreis hat ſich hiebei im Weſentlichen 
auf die Ueberwachung der Durchführung des Forſtgeſetzes vom Jahre 1852, 
wobei die Ackerbauminiſterial⸗Verordnung vom 3. Juli 1873 das Nähere der 
Executive angibt, auf Wahrnehmung und Abſtellung der forſtlichen Gebrechen 
(letztere in Form von Anträgen), auf Anregung und Belehrung zum 
Zwecke der Förderung der Forfteultur, auf Evidenzhaltung der den politiſchen 
Behörden nöthigen Ueberſichten und Ausweiſe, auf Anträge und Gutachten ſorſt⸗ 
licher Natur; überhaupt auf den zu leiſtenden forſttechniſchen Beirath in jedweder 
Richtung bei der betreffenden politiſchen Behörde zu erſtrecken. Die ganze Zeit 
vom Frühjahre bis zum Spätherbſte, alſo durch beinahe 7 Monate hat der poli⸗ 
tiſche Forſtbeamte in der Regel zur Bereiſung und zum Aufenthalte in den ver⸗ 
ſchiedenſten Waldgegenden des ihm zugewieſenen Bezirkes zu verwenden, u. z. 
zum Zwecke der unmittelbaren Wahrnehmung der forſtlichen Zuſtände, der Be⸗ 
lehrungen dort, wo es noththut, und verſchiedener techniſchen Durchführungen 
und Anordnungen. Eine Hauptſorge iſt den Waldungen der Gemeinden und Ge⸗ 
meinſchaften, ſowohl zur Ordnung der Nutzungen, als auch zur Herſtellung einer 
geregelten Verwaltung und eines nachhaltigen möglichſt vortheilhaften Wirth⸗ 
ſchaftsbetriebes, ſowie zur Einführung des Forſtſchutzdienſtes in denſelben zuzu⸗ 
wenden. Bezüglich der größeren oder kleineren Gemeinſchaftswälder haben die 
pofitiichen Forſtbeamten auf Bildung von Waldgenoſſenſchaften mit 
Statuten für die vielen nur im Genoſſenſchaftswege zu erreichenden wirth⸗ 
ſchaftlichen Zwecke hinzuwirken. Außer den vorangeführten äußern und innern 
Forſtgeſchäften iſt auf Grund der citirten Miniſterial⸗Verordnung die Anlage 
des vorgeſchriebenen Waldkataſters nach Ortsgemeinden für alle politiſchen 
Bezirke auf Grund der reanbulirten Waldparcellen zuſammenzuſtellen, welche 
Arbeit viel praktiſche Umſicht erfordert, und gewiſſermaßen die Grundlage bilden 
ſoll, um alle jene Momente zu ermitteln, welche wegen der Beziehungen zum 
Forſtgeſetze und auf die forſtliche Landeskunde beziehungsweiſe auf die Forſt⸗ 
ſtatiſtik von Wichtigkeit ſind. 


Ueberſicht des Standes der politiſchen — — mit Schluß 1876. 


? Inſpec⸗ C riß Forſt⸗ 
4 I tor, reſp. mt Wii wart 
Kronländer Forſtrath für 
Anzahl 
Nieder⸗Oeſterreicgh e 1 — — — 
Ober⸗Oeſter reiche 1 — 1 = 
Alzen „ante: Serie: m 1 1 — — 
Wee ee 1 2 1 — 
brenn e zen aden 1 1 — 
Schleſieen 1 — — 
Galizien 1 2 1 — 
wing. ehr 1 1 1 2 
Steiermark 1 2 1 — 
eee eee 1 1 1 | — 
Krain ale 7%, url 1 — 1 3 
Küſten lad 1 3 3 6 
Dan <= EEE | 1 5 1 — 
Tirol u. Vorarlberr g 2 12 34 — 
Summe 15 30 a 


NB. Die 34 Forſtadjuncten in Tirol 75 insbeſondere die 2 
der forſtlichen Bewirthſchaftung der Gemeindewälder. 
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| Verordnungen. 


0 des Miniſteriums des Innern vom 6. März 1877, 3. 2830, betreffend 
Fahrpreisnachläſſe auf Eiſeubahnen für in allgemeine öffentliche Auſtalten zu 
bringende Kranke und für rückkehrende Reconvalesecenten. 


Anläßlich des Anſuchens eines Landesausſchuſſes, damit für die von den 
Gemeinden in die allgemeinen öffentlichen Kranken⸗ oder Irrenanſtalten abgeſtellten 
oder von dort übernommenen Kranken und Reconvalescenten ſammt der nöthigen 
Begleitung, auf Grund von Armuths⸗ und Zuſtändigkeitszeugniſſen in Fällen der 
erſten Art und auf Grund einer mit Berufung auf dieſe Zeugniſſe von der Ver⸗ 
waltung der Anſtalt erfolgten Beſtätigung in Fällen der zweiten Art angemeſſene 
Fahrpreisnachläſſe für den Transport auf Eiſenbahnen zugeſtanden werden, wurde 
zufolge Mittheilung des k. k. Handelsminiſteriums vom 27. Februar d. J., 
3. 5507, laut des dahin gelangten Berichtes der General⸗Direction der k. k. 
priv. Kaiſer⸗Franz⸗Joſef⸗Bahn als derzeit geſchäftsführenden Direction der 
Eiſenbahn⸗Directoren⸗Conſerenz ddo. 19. Februar 1877 ſeitens der öſterr. Bahn⸗ 
verwaltungen der Beſchluß gefaßt, armen Kranken bei deren Beförderung in die 
öffentlichen Kranken⸗ oder Irrenanſtalten, beziehungsweiſe Reconvalescenten bei 
deren Rückkehr in die Heimatsgemeinde, nach Maßgabe der einzelnen Fälle, ſowie 
bisher, Begünſtigungen gewähren zu wollen, jedoch eine bindende Verpflichtung 
in dieſer Hinſicht nicht zu übernehmen. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei zur Kenntnißnahme und allfällig 
weiterer Veranlaſſung verſtändigt. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Dr. Franz Vidulich 
zum Landeshauptmanne in Iſtrien und den Landtagsabgeordneten Dr. Andreas 
Amoroſo zu deſſen Stellvertreter, ferner den Landtagsabgeordneten Alois 
Pajer zum Landes hauptmanne in Görz u. Gradiska und den Landtagsabgeord⸗ 
neten Hofrath Andreas Winkler zu deſſen Stellvertreter ernannt 

Seine Majeſtät haben den Abt in Wilten Franz S. Bla as zum Landes⸗ 
hauptmanne in Tirol und den Kreisgerichtspräſidenten Wilhelm v. Boſſi⸗Fedri⸗ 
gotti zu deſſen Stellvertreter ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Director der k. k. Privat⸗ und Familienfidei⸗ 
commiß⸗Bibliothek, Hofrathe Moriz Ritter v. Becker das Comthurkreuz Aller⸗ 
höchſt ihres Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne in Salzburg Hugo Grafen 
Lamberg das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Honorar⸗Viceconſul in Rotterdam 
Foch. v. Overzee den Titel eines Conſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben die definitive Uebertragung der Leitung des k. und k. 
Conſulates in Corfu an den bisherigen Gerenten desſelben Dr. Friedrich Karl 
Cariniani genehmigt. 
| Seine Majeſtät haben die Verlegung des k. und k. Conſulates in La 
Guayra in der Republik Venezuela nach Caracas genehmigt und den Kaufmann 

Guſtav Vollmer zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe der nied.⸗öſterr. Statthalterei 
Hermann Wehrenpfennig und dem Cuſtos an der Gemäldegalerie der Aka⸗ 
demie der bildenden Künſte Auguſt Schaeffer das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſef⸗Ordens, dem Stadtbaumeiſter Joſef Tauche aber das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steueroberinſpector Joſef Morwitzer in 
Salzburg anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines 
Finanzrathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Victor Wislocki zum 
Oberingenieur, dann die Bauadjuncten Albin Wierzbicki und Joſeph Sare 
zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Concipienten der n.⸗b. 
Finanzprocuratur Dr. Auguſt Latſcher zum Miniſterialconcipiſten im Mini⸗ 
ſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 


| 
| 
| 
| 
| 


Erledigungen. 


Waldſchätzungsreferentenſtelle im Bereiche der k. k. nied.-öfterr. Grund ſteuer⸗ 
Landescommiſſion mit 4 fl. Taggeld, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 69.) 

Forſtverwalters⸗, reſp. Oberförſtersſtellen im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirction in Görz in der neunten, eventuell eine Förſtersſtelle in der 
zehnten Rangssclaſſe, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 71). 

Förſtersſtelle im Bereiche der k. k. Direction der Güter des Bukowinger 
gr. or. Religionsfondes in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtaſſiſten⸗ 
tenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 71). 

| Oberförſtersſtelle eventuell eine Förſter⸗ und eine Forſtaſſiſtentenſtelle mit 
den ſyſtemiſirten Bezügen und eine Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum bei der 
Innsbrucker k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 81.) 


Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 
| waltungsgerichtshofes. BE 
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